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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung einheitlicher Regeln für die Bereitstellung der Basisinformationen für 
Kaufkraftparitäten sowie für deren Berechnung und Verbreitung
(KOM(2006)0135 – C6-0100/2006 – 2006/0042(COD))

(Verfahren der Mitentscheidung: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(KOM(2006)0135)1,

– gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 und Artikel 285 Absatz 1 des EG-Vertrags, auf deren 
Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C6-0100/2006),

– gestützt auf Artikel 51 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und Währung und der 
Stellungnahme des Ausschusses für regionale Entwicklung (A6-0000/2006),

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, diesen Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

Vorschlag der Kommission Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 1

(1) Um einen Volumenvergleich des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) zwischen den 
Mitgliedstaaten vornehmen zu können, 
benötigt die Gemeinschaft dringend 
Kaufkraftparitäten (KKP), die die 
Unterschiede im Preisniveau zwischen den 
Mitgliedstaaten berücksichtigen.

(1) Um einen direkten Volumenvergleich 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) zwischen 
den Mitgliedstaaten vornehmen zu können, 
benötigt die Gemeinschaft dringend 
Kaufkraftparitäten (KKP), die die 
Unterschiede im Preisniveau zwischen den 
Mitgliedstaaten beseitigen.

  
1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Begründung

Das Wort „beseitigen“ ist zutreffender.

Änderungsantrag 2
Erwägung 3

(3) Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. 
Juni 1999 mit allgemeinen 
Bestimmungen für die Strukturfonds ist 
in Verbindung mit Anhang II Nummer 15 
(„Regionalpolitik und Koordinierung der 
strukturellen Instrumente“) der 
Beitrittsakte aus dem Jahr 2003 zu lesen. 
Nach Artikel 3 Absatz 1 der genannten 
Verordnung fallen unter das Ziel 1 
Regionen der Ebene II der NUTS, deren 
Pro-Kopf-BIP, gemessen in 
Kaufkraftstandards und berechnet auf 
Basis der Gemeinschaftsdaten, weniger 
als 75 v. H. des 
Gemeinschaftsdurchschnitts beträgt. In 
Ermangelung regionaler KKP sollten 
nationale KKP zur Erstellung der Liste der 
für eine Unterstützung aus den 
Strukturfonds in Frage kommenden 
Regionen verwendet werden; diese 
nationalen KKP können auch zur 
Festlegung der Höhe der für die einzelnen 
Regionen bereitzustellenden Mittel 
herangezogen werden.

_____________
1 ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 1; 
Verordnung zuletzt geändert durch die 
Beitrittsakte von 2003..

(3) In Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. 
Juli 2006 mit allgemeinen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds und den Kohäsionsfonds
wird verfügt, dass förderfähig aus den 
Strukturfonds im Rahmen des Ziels 
„Konvergenz“ Regionen der Ebene 2 der 
gemeinsamen Klassifikation der 
Gebietseinheiten für die Statistik 
(nachfolgend NUTS-Ebene 2“ genannt) 
im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 
1059/2003 sind, deren Pro-Kopf-
Bruttoinlandsprodukt (BIP), gemessen in 
Kaufkraftstandards und berechnet 
anhand der Gemeinschaftsdaten für den 
Zeitraum 2000-2002, weniger als 75% des 
durchschnittlichen BIP der EU-25 im 
gleichen Bezugszeitraum beträgt. In 
Ermangelung regionaler KKP sollten 
nationale KKP zur Erstellung der Liste der 
für eine Unterstützung aus den 
Strukturfonds in Frage kommenden 
Regionen verwendet werden; diese 
nationalen KKP können auch zur 
Festlegung der Höhe der für die einzelnen 
Regionen bereitzustellenden Mittel 
herangezogen werden.

___________
1 ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 25.

Begründung

Der Erwägungsgrund soll entsprechend den derzeit geltenden Rechtsvorschriften aktualisiert 
werden.
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Änderungsantrag 3
Erwägung 3 a (neu)

(3a) Die Mitgliedstaaten werden dazu 
angehalten, Daten für regionale KKP zur
Verfügung zu stellen.

Begründung

Es soll dazu angehalten werden, möglichst genaue Daten zur Verfügung zu stellen.

Änderungsantrag 4
Erwägung 4

(4) Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1164/94 des Rates vom 16. Mai 
1994 zur Errichtung des Kohäsionsfonds
ist in Verbindung mit Anhang II Nummer 
15 („Regionalpolitik und Koordinierung 
der strukturellen Instrumente“) der 
Beitrittsakte aus dem Jahr 2003 zu lesen. 
Nach Artikel 2 Absatz 1 der genannten 
Verordnung leistet der Fonds einen 
finanziellen Beitrag zu Vorhaben, die zur 
Erreichung der im Vertrag über die 
Europäische Union festgesetzten Ziele 
beitragen, in den Bereichen Umwelt und 
transeuropäische 
Verkehrsinfrastrukturnetze in den 
Mitgliedstaaten mit einem in Kaufkraft-
Parität gemessenen Pro-Kopf-BSP von 
weniger als 90 v. H. des 
Gemeinschaftsdurchschnitts, die ein 
Programm zur Erfüllung der in Artikel 
104c des Vertrages genannten 
Bedingungen der wirtschaftlichen 
Konvergenz aufgestellt haben.

(4) In Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1083/2006 des Rates wird 
verfügt, dass förderfähig aus dem 
Kohäsionsfonds die Mitgliedstaaten sind, 
deren Pro-Kopf-
Bruttonationaleinkommen (BNE), 
gemessen in Kaufkraftstandards und 
berechnet anhand der 
Gemeinschaftsdaten für den Zeitraum 
2001-2003, weniger als 90% des 
durchschnittlichen BNE der EU-25 
beträgt und die ein Programm zur 
Erfüllung der Bedingungen der 
wirtschaftlichen Konvergenz nach Artikel 
104 des Vertrags durchführen.

Begründung

Gleiche Begründung wie bei Änderungsantrag 2.

Änderungsantrag 5
Erwägung 6
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(6) Für die in der Europäischen Union 
derzeit angewandten Methoden und 
Verfahren, für die insoweit, als sie in den 
einzelnen statistischen Programmen 
vorgesehen sind, derzeit die Verordnung 
(EG) Nr. 322/1997 des Rates vom 17. 
Februar 1997 über die 
Gemeinschaftsstatistiken maßgebend ist, 
muss in Zukunft ein rechtlicher Rahmen 
geschaffen werden.
___________________
1 ABl. L 52 vom 22.2.1997, S. 1 
Verordnung zuletzt geändert durch 
Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABl. 
L 284 vom 31.10.2003, S. 1)

(6) Die Kommission (Eurostat) erhebt 
bereits jährlich auf freiwilliger Grundlage
bei den Mitgliedstaaten
Basisinformationen über 
Kaufkraftparitäten. Dieses Vorgehen ist 
zu einer festen Praxis in den 
Mitgliedstaaten geworden. Es ist jedoch 
ein Rechtsrahmen erforderlich, um die 
nachhaltige Entwicklung, Erstellung und 
Verbreitung von Kaufkraftparitäten 
sicherzustellen.

Begründung

Damit wird festgestellt, dass mit der Verordnung eine bestehende freiwillige Praxis bekräftigt
wird, und gleichzeitig wird Rechtssicherheit für die Zukunft geschaffen.

Änderungsantrag 6
Erwägung 7

(7) Die zur Durchführung dieser 
Verordnung erforderlichen Maßnahmen 
sollten gemäß dem Beschluss 
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 
zur Festlegung der Modalitäten für die 
Ausübung der der Kommission 
übertragenen Durchführungsbefugnisse
erlassen werden.

(7) Die zur Durchführung dieser 
Verordnung erforderlichen Maßnahmen 
sollten gemäß dem Regelungsverfahren 
mit Kontrolle nach Artikel 5a des 
Beschlusses des Rates 1999/468/EG 
erlassen werden; 

Begründung

Komitologie-Beschluss des Rates vom 17. Juli 2006 (2006/512/EG) zur Änderung des 
Beschlusses 1999/468/EG.

Änderungsantrag 7
Erwägung 7 a (neu)

(7a) Da die Ziele dieser Verordnung, 
insbesondere die Festlegung einheitlicher 
Regeln für die Bereitstellung der 
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Basisinformationen für 
Kaufkraftparitäten sowie für deren 
Berechnung und Verbreitung auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten nicht 
ausreichend erreicht werden können und 
deshalb besser auf Gemeinschaftsebene 
zu verwirklichen sind, kann die 
Gemeinschaft im Einklang mit dem in 
Artikel 5 EG-Vertrag niedergelegten 
Subsidiaritätsprinzip tätig werden.
Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit geht die Verordnung 
nicht über das für die Erreichung dieser 
Ziele erforderliche Maß hinaus.

Begründung

Die Erwägung zur Subsidiarität stützt sich auf die Standardformulierung in Punkt 10.15.4 des 
vom Parlament, vom Rat und von der Kommission verabschiedeten „Gemeinsamen Leitfadens 
für die Praxis“.

Änderungsantrag 8
Erwägung 7 b (neu)

(7b) Die regelmäßige Bereitstellung 
vorläufiger Ergebnisse, wie sie 
gegenwärtig die Praxis ist, sollte 
weiterführt werden, um möglichst aktuelle 
Zahlen verfügbar zu machen.

Begründung

Es handelt sich um eine Aktualisierung entsprechend der gegenwärtigen Praxis.

Änderungsantrag 9
Artikel 1

Das Ziel dieser Verordnung ist die 
Festlegung einheitlicher Regeln für die 
Bereitstellung der Basisinformationen für 
Kaufkraftparitäten (KKP) sowie für deren 
Berechnung und Verbreitung. Die KKP 
spiegeln lediglich die Unterschiede in den 

Das Ziel dieser Verordnung ist die 
Festlegung einheitlicher Regeln für die 
Bereitstellung der Basisinformationen für 
Kaufkraftparitäten (KKP) sowie für deren 
Berechnung und Verbreitung. 
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Preisniveaus und den Ausgabengewichten 
wider.

Begründung

Zum Zwecke der Genauigkeit sind auch Währungsumrechnungsfaktoren denkbar; die 
Definition wird am besten so belassen, wie sie in Artikel 3 Buchstabe i enthalten ist.

Änderungsantrag 10
Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 a (neu)

Die Daten werden mit der in Anhang I 
aufgeführten Mindesthäufigkeit erhoben. 
Eine häufigere Erhebung von Daten wird 
nur in außergewöhnlichen Umständen 
geplant.

Begründung

Es sollten übermäßig belastende Auflagen vermieden werden.

Änderungsantrag 11
Artikel 3 Buchstabe f

Der Änderungsantrag betrifft nicht die 
deutsche Fassung.

Begründung

Es handelt sich um eine sprachliche Korrektur. Dienstleistungen werden ebenfalls als Ware 
bezeichnet.

Änderungsantrag 12
Artikel 3 Buchstabe l

(l) „Repräsentativitätsindikatoren“ sind 
Markierungszeichen oder andere 
Indikatoren, mit denen die von den 
Ländern als repräsentativ ausgewählten 
Artikel gekennzeichnet werden.

(l) „Repräsentativitätsindikatoren“ sind 
Markierungszeichen oder andere 
Indikatoren, mit denen die von den 
Mitgliedstaaten als repräsentativ 
ausgewählten Artikel gekennzeichnet 
werden.
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Begründung

Es soll für Übereinstimmung mit Artikel 3 Buchstabe j gesorgt werden.

Änderungsantrag 13
Artikel 3 Buchstabe m

(m) „Äqui-Repräsentativität“ ist eine von 
der Zusammensetzung der Artikelliste für 
eine Einzelposition verlangte Eigenschaft, 
die bedeutet, dass jedes Land in der Lage 
sein muss, die Preise dieser Anzahl von 
repräsentativen Produkten zu erheben, die 
der Heterogenität der Produkte und der 
Preisniveaus der Einzelposition und den 
Ausgaben des betreffenden Landes für die 
Einzelposition entspricht.

(m) „Äqui-Repräsentativität“ ist eine von 
der Zusammensetzung der Artikelliste für 
eine Einzelposition verlangte Eigenschaft, 
die bedeutet, dass jeder Mitgliedstaat in 
der Lage sein muss, die Preise dieser 
Anzahl von repräsentativen Produkten zu 
erheben, die der Heterogenität der 
Produkte und der Preisniveaus der 
Einzelposition und den Ausgaben des 
betreffenden Mitgliedstaates für die 
Einzelposition entspricht.

Begründung

Gleiche Begründung wie bei Änderungsantrag 12.

Änderungsantrag 14
Artikel 3 Buchstabe p

(p) „Bezugsjahr“ ist ein Kalenderjahr, auf 
das sich die jährlichen Ergebnisse 
beziehen.

(p) „Bezugsjahr“ ist ein Kalenderjahr, auf 
das sich spezifische jährliche Ergebnisse 
beziehen.

Begründung

Es handelt sich um eine sprachliche Klarstellung.

Änderungsantrag 15
Artikel 4 Absatz 1 einleitender Satz

1. Die Kommission ist dafür zuständig: 1. Die Kommission (Eurostat) ist dafür 
zuständig:

Begründung

Es soll für Übereinstimmung in den Verordnungen gesorgt werden. Es handelt sich hier um 
das Standardformat.
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Änderungsantrag 16
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d

(d) die Methodik im Einvernehmen mit den 
Mitgliedstaaten zu entwickeln,

(d) die Methodik im Einvernehmen mit den 
Mitgliedstaaten zu entwickeln und 
weiterzuleiten,

Begründung

Die Kommission muss auch die Verantwortung für die Weiterleitung der Methodik an die 
Mitgliedstaaten übernehmen.

Änderungsantrag 17
Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2

Diese Aufgaben werden im Namen der 
Kommission von Eurostat ausgeführt.

entfällt

Begründung

Es soll für Übereinstimmung in den Verordnungen gesorgt werden. Dieser Änderungsantrag 
ist zusammen mit Änderungsantrag 15 zu sehen.

Änderungsantrag 18
Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 2

Sobald das Verfahren der Datenvalidierung 
gemäß Anhang I Nummer 5.2 
abgeschlossen ist, bestätigen die 
Mitgliedstaaten schriftlich die 
Erhebungsergebnisse, für die sie zuständig 
sind.

Sobald das Verfahren der Datenvalidierung 
gemäß Anhang I Nummer 5.2 
abgeschlossen ist, bestätigen die 
Mitgliedstaaten innerhalb eines Zeitraums 
von höchstens einem Monat schriftlich die 
Erhebungsergebnisse, für die sie zuständig 
sind.

Begründung

Es soll sichergestellt werden, dass die Daten so schnell wie möglich verfügbar sind.

Änderungsantrag 19
Artikel 6 Absatz 1

1. Die in Anhang I aufgeführten 
Basisinformationen werden entweder bei 

1. Die in Anhang I aufgeführten 
Basisinformationen werden entweder bei 
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statistischen Einheiten gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 696/1993 des Rates
oder aus anderen Quellen eingeholt, deren 
Daten die in Anhang I Nummer 5.1 
genannten Qualitätsanforderungen erfüllen.

statistischen Einheiten gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 696/1993 des Rates
oder aus anderen Quellen eingeholt, deren 
Daten die in Anhang I Nummer 5.1 
genannten Qualitätsanforderungen erfüllen.
Der Mitgliedstaat teilt der Kommission bei 
der Übermittlung der Daten die Identität 
der statistischen Einheit oder Quelle mit. 

Begründung

Es sollen Zweifel vermieden werden.

Änderungsantrag 20
Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 2

Die Mitgliedstaaten liefern der 
Kommission (Eurostat) ferner genaue 
Angaben zu späteren Änderungen der 
angewandten Methoden.

Die Mitgliedstaaten liefern der 
Kommission (Eurostat) ferner genaue 
Angaben zu notwendigen Abweichungen 
von dem in Anhang I spezifizierten 
Methodikhandbuch.

Begründung

Die Methodik sollte eingehalten werden, aber wenn dies nicht möglich ist, sollte eine 
entsprechende Mitteilung erfolgen.

Änderungsantrag 21
Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 3

Das Recht der Kommission (Eurostat), 
vorläufige Ergebnisse früher als 36 Monate 
nach Ablauf des Bezugsjahres zu 
veröffentlichen, bleibt von den 
Bestimmungen dieses Absatzes unberührt.

Das Recht der Kommission (Eurostat), 
vorläufige Ergebnisse früher als 36 Monate 
nach Ablauf des Bezugsjahres zu 
veröffentlichen, bleibt von den 
Bestimmungen dieses Absatzes unberührt; 
die Kommission (Eurostat) macht die 
letzten Zwischenberichte auf einer 
Webseite verfügbar, wenn die 
Datenerhebung dies gestattet.

Begründung

Gleiche Begründung wie bei Änderungsantrag 20.
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Änderungsantrag 22
Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 1

2. Wird auf diesen Absatz Bezug 
genommen, so wird das 
Regelungsverfahren nach Artikel 5 und 7
des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Berücksichtigung von Artikel 8 des 
Beschlusses angewendet.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen,
so wird das Regelungsverfahren nach 
Artikel 5 a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7
des Beschlusses 1999/468/EG des Rates 
unter Berücksichtigung von Artikel 8 des 
Beschlusses angewendet.

Begründung

Gleiche Begründung wie bei Änderungsantrag 6.

Änderungsantrag 23
Artikel 12 Absatz 2 einleitender Satz

Diese Maßnahmen betreffen insbesondere: Diese Maßnahmen sind:

Begründung

Es geht um die Komitologie. Es sollte keinen Spielraum für eine Hinzufügung geben; die Liste 
muss erschöpfend sein. Der Verweis auf die einschlägigen Anhänge sorgt für mehr Klarheit.

Änderungsantrag 24
Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b

(b) die Festlegung von Mindeststandards 
zur Gewährleistung der notwendigen 
Vergleichbarkeit und Repräsentativität der 
Daten;

(b) die Festlegung von Mindeststandards 
zur Gewährleistung der notwendigen 
Vergleichbarkeit und Repräsentativität der 
Daten, wie unter den Unterpunkten 5.1 
und 5.2 von Anhang I spezifiziert wird;

Begründung

Gleiche Begründung wie bei Änderungsantrag 23.

Änderungsantrag 25
Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c

(c) die genauen Anforderungen an die zu 
verwendende Methodik;

(c) die genauen Anforderungen an die zu 
verwendende Methodik, wie in Anhang I 
spezifiziert wird;
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Begründung

Gleiche Begründung wie bei Änderungsantrag 23.

Änderungsantrag 26
Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe d

(d) die Anpassung der Liste der 
Einzelpositionen sowie die Erarbeitung 
und Anpassung ausführlicher 
Beschreibungen des Inhalts der 
Einzelpositionen, unter der Voraussetzung, 
dass diese weiterhin mit dem ESVG 95 
oder einem Nachfolgesystem vereinbar 
sind.

(d) die Anpassung der Liste der 
Einzelpositionen (wie in Anhang II 
spezifiziert) sowie die Erarbeitung und 
Anpassung ausführlicher Beschreibungen 
des Inhalts der Einzelpositionen, unter der 
Voraussetzung, dass diese weiterhin mit 
dem ESVG 95 oder einem 
Nachfolgesystem vereinbar sind.

Begründung

Gleiche Begründung wie bei Änderungsantrag 23.

Änderungsantrag 27
Anhang I Absatz 1.2

1.2 Die Kommission (Eurostat) stellt bis 
zum 31. Oktober eines jeden Jahres im 
Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten ein 
jährliches Arbeitsprogramm für das jeweils 
folgende Kalenderjahr auf, das den 
Zeitplan für die Spezifikation und die 
Bereitstellung der für dieses Jahr 
verlangten Basisinformationen enthält.

1.2 Die Kommission (Eurostat) stellt bis 
zum 30. November eines jeden Jahres im 
Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten ein 
jährliches Arbeitsprogramm für das jeweils 
folgende Kalenderjahr auf, das den
Zeitplan für die Spezifikation und die 
Bereitstellung der für dieses Jahr 
verlangten Basisinformationen enthält.

Begründung

Es soll für Übereinstimmung mit der bestehenden Praxis gesorgt werden.

Änderungsantrag 28
Anhang I Absatz 1.4 a (neu)

1.4a. Für den Fall, dass Mitgliedstaaten 
keine vollständigen Basisinformationen 
unterbreiten, spezifizieren sie, warum 
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Informationen unvollständig sind und 
wann vollständige Informationen 
unterbreitet werden, bzw. teilen andere 
Gründe mit, warum sie nicht verfügbar 
gemacht werden können.

Begründung

Die Gründe dafür, dass keine Daten unterbreitet werden, müssen bekannt sein, so dass 
erforderlichenfalls eine Berichtigung vorgenommen werden kann.

Änderungsantrag 29
Anhang I Absatz 5.3.2

5.3.2 Jeder Mitgliedstaat lässt sein 
Verfahren zur KKP-Berechnung 
mindestens einmal alle sechs Jahre durch 
die Kommission (Eurostat) bewerten. Bei 
diesen jährlich geplanten und in das 
jährliche Arbeitsprogramm 
aufgenommenen Bewertungen wird die 
Einhaltung dieser Verordnung geprüft. Auf 
der Grundlage der Bewertung verfasst die 
Kommission (Eurostat) einen Bericht.

5.3.2 Jeder Mitgliedstaat lässt sein 
Verfahren zur KKP-Berechnung 
mindestens einmal alle sechs Jahre durch 
die Kommission (Eurostat) bewerten. Bei 
diesen jährlich geplanten und in das 
jährliche Arbeitsprogramm 
aufgenommenen Bewertungen wird die 
Einhaltung dieser Verordnung geprüft. Auf 
der Grundlage der Bewertung verfasst die 
Kommission (Eurostat) einen Bericht und 
macht ihn auf der Webseite verfügbar.

Begründung

Es handelt sich um eine sprachliche Korrektur, und es soll für zusätzliche Transparenz 
gesorgt werden.

Änderungsantrag 30
Anhang I Absatz 10.5

10.5 Überarbeitungen der BIP-
Ausgabenwerte oder der 
Bevölkerungsschätzungen, die später als 
21 Monate nach Ablauf des Bezugsjahres 
vorgenommen wurden, machen keine 
Berichtigung der KKP-Ergebnisse 
erforderlich.

10.5 Überarbeitungen der BIP-
Ausgabenwerte oder der 
Bevölkerungsschätzungen, die später als 
33 Monate nach Ablauf des Bezugsjahres 
vorgenommen wurden, machen keine 
Berichtigung der KKP-Ergebnisse 
erforderlich.

Begründung

Gleiche Begründung wie bei Änderungsantrag 27.
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BEGRÜNDUNG

Hintergrund

Kaufkraftparitäten (KKP) sind Umrechnungskurse, die es ermöglichen, Preise in 
verschiedenen Ländern in direkt vergleichbaren Einheiten auszudrücken. Dazu werden mit 
den Umrechnungsfaktoren die Wirkungen von Unterschieden im Preisniveau und Währungen 
beseitigt. KKP können auch als Teiler eines nationalen Preises zur Berechnung eines 
Kaufpreisstandards verwendet werden, mit dem ungeachtet vom Land das gleiche Volumen
an Waren und Dienstleistungen erworben werden kann; sie können deshalb bei 
Volumenvergleichen verwendet werden.

KKP werden international im öffentlichen wie im privaten Bereich für verschiedene 
qualitative und wirtschaftliche Bewertungen verwendet, und innerhalb der Europäischen 
Union werden sie eingesetzt, um den Anspruch auf Unterstützung aus den Strukturfonds (Pro-
Kopf-BIP unter 75% des Durchschnittswerts der EU-25) und dem Kohäsionsfonds (Pro-Kopf 
-BNE weniger als 90% des Durchschnittswertes der EU-25) zu bestimmen. Die Kommission 
verwendet KKP ebenfalls zur Berechnung von Berichtigungskoeffizienten für die Gehälter 
und Ruhegehälter von Beamten und sonstigen Bediensteten der Europäischen Kommission, 
die dazu nach dem Personalstatut verpflichtet ist.

Der Zweck der Verordnung besteht darin, das in eine Rechtsvorschrift zu fassen, was bereits 
seit mehreren Jahren insofern gängige Praxis ist, als die Mitgliedstaaten auf freiwilliger 
Grundlage Informationen geliefert haben. Die Verordnung ist notwendig, weil der 
Kommission in mehreren Verordnungen des Rates die Rechtspflicht übertragen wurde, das 
BIP auf Kaufkraftbasis zu berechnen, und dieser neue Rechtsakt wird die Rolle und die 
Zuständigkeit der nationalen Behörden bei der Erstellung dieser Statistiken und der Verfahren 
für die Festlegung einer geeigneten Methodik klären. Sie kommt außerdem zum richtigen 
Zeitpunkt im Kontext einer neuen nationalen Zusammenarbeit bei den KKP, wo die EU ein 
führender Akteur ist.

Preisvergleiche sind ebenfalls wichtig für die Überwachung der Verbraucherpreise in einer 
Vielfalt von Bereichen, z.B. die Preiskonvergenz im Binnenmarkt und in der Eurozone, die 
Funktionsfähigkeit des öffentlichen Beschaffungswesens und Wettbewerbsaspekte. Damit 
haben sie sowohl wirtschaftliche als auch politische Bedeutung. 

In der Verordnung enthaltene Vorschläge

Die Kommission ist – über Eurostat – für die Koordinierung, Berechnung und 
Veröffentlichung von KKP auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten erhobenen Daten 
verantwortlich. Die Mitgliedstaaten sind gehalten, Daten, die sich auf eine breite Palette von 
Basisinformationen beziehen, entsprechend einer Methodik und einem jährlichen 
Arbeitsprogramm zu liefern, die vorher von der Kommission in Absprache mit den 
Mitgliedstaaten aufgestellt worden sind. Einige Daten wie BIP-Ausgabenwerte, Mieten und 
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Löhne müssen jedes Jahr bereitgestellt werden. Andere – insbesondere Preise von 
Verbrauchsgütern und Dienstleistungen – müssen alle drei Jahre geliefert werden, sie werden 
in der Praxis jedoch auf der Grundlage eines revolvierenden zyklischen Programms erhoben, 
so dass jede Produktgruppe alle drei Jahre geprüft wird. Anpassungsfaktoren, die Korrekturen 
für die Zeitabstände (zeitliche Anpassung) und regionale Veränderungen (räumliche 
Anpassung) ermöglichen, sind jährlich bzw. alle sechs Jahre erforderlich. Die Häufigkeiten 
werden als „Mindesthäufigkeiten“ angegeben, so dass die Daten theoretisch öfter angefordert 
werden könnten.

Änderungsanträge

Es werden Änderungen vorgeschlagen, mit denen die Verweise auf einschlägige 
Verordnungen des Rates aktualisiert werden und geklärt wird, dass die Bereitstellung 
vorläufiger Ergebnisse auf regelmäßiger Grundlage, wie sie gegenwärtig die Praxis ist, 
weitergeführt wird, um die aktuellsten Zahlen verfügbar zu halten. 

Der Vorschlag der Kommission enthält keine Verpflichtung, regionale Zahlenangaben zu 
erstellen oder räumliche Berichtigungskoeffizienten auf regionaler Ebene zu berechnen. Zwar 
sollte die Verordnung keine Belastung verursachen, doch es gibt Mitgliedstaaten mit 
beträchtlichen regionalen Preisunterschieden, und es müssen unbedingt Anstrengungen 
unternommen werden, um die entsprechenden Angaben zu berechnen, selbst wenn dies 
freiwillig bleibt. 

Um Verzögerungen zu vermeiden, wird eine maximale Frist von einem Monat eingeführt, 
innerhalb der die Mitgliedstaaten die schriftliche Zustimmung zu den Erhebungsergebnissen 
nach deren Validierung übermitteln. 

Die für die Erhebung von Daten vorgegebenen Mindesthäufigkeiten sollten nicht ohne 
triftigen Grund angehoben werden, um keine übermäßige Belastung zu verursachen. 

Es finden die neuen Komitologieverfahren Anwendung. 

Um für optimale Transparenz zu sorgen, werden Zwischenzahlen sowie Bewertungsberichte 
und Berichte über die Einhaltung der Verordnung auf der Webseite verfügbar gemacht.


